














































Gemeinde March 621.41:2004     Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 

 
S A T Z U N G EN 
 
der Gemeinde March über 
 
a)  die 2. Änderung des Bebauungsplans „Ergelacker“  

b)  die örtlichen Bauvorschriften zur 2. Änderung zum Bebauungsplan „Ergelacker“ 

im Ortsteil Hugstetten im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde March hat am 18.06.2012 die 2. Änderung des Bebauungsplans 
„Ergelacker“ sowie die örtlichen Bauvorschriften zur 2. Änderung zum Bebauungsplan „Ergelacker“ in 
March-Hugstetten unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvorschriften – gelten nur für diese 
Änderungen – jeweils als Satzung beschlossen: 
 
 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I 

S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30.07.2011 (BGBl. I S. 1509); 
 
 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990  

(BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Art. 3 Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 
22.04.1993 (BGBl. I S. 466); 
 

 Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58); 
 
 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 358 ber. S. 416), 
       
 § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 

24.07.2000 (GBI. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert am 09.11.2010 (GBl. 793) 
 

§  1 
 

Räumlicher Geltungsbereich  
 

1. der Bebauungsplan (zeichn. Teil) Fassung der 1. Änderung vom 21.07.1986. 

2. die Bebauungsvorschriften Fassung vom 23.09.1982. 
 

 §  2 
 

Inhalt der Änderungen 
 

1. Der Bebauungsplan (zeichnerischer Teil) wird durch zwei Deckblätter ergänzt.  
     

2. Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans werden die Bebauungsvorschriften wie folgt 
geändert: 

  
      a) In § 5 (Bauweise und Stellung der Gebäude) wird die Nr. 3 ergänzt durch: 

 „Bei Anbauten bis max. 20% der Größe der Grundfläche der Hauptgebäude dürfen Dächer als 
flachgeneigte oder Flachdächer zwischen 0° und 10° hergestellt werden.“ 

 

      b) In § 7 (Gestaltung der Gebäude) wird die Nr. 1 ergänzt durch: 

      „Überschreitungen der maximalen Traufhöhe ist bei Vorbauten wie Balkone und Erker oder 
      Dachaufbauten als Ausnahme zugelassen, wenn sie eine Breite von 5,00 m nicht überschreiten.“ 
  

 c) In § 7 (Gestaltung der Gebäude) wird die Nr. 3 ergänzt durch: 
  

 „Gilt nicht bei Anbauten bis max. 20% der Größe der Grundfläche der Hauptgebäude (Siehe § 2 Ziffer 
2 a dieser Satzung)“ 



 
 d) In § 7 (Gestaltung der Gebäude) wird die Nr. 4 wie folgt geändert: 
 
 Der 1. Satz „Dachgauben sind nur in Verbindung mit Dachneigungen ab 35° zulässig“ wird gestrichen 

und durch den Satz „Dachgauben sind allgemein zulässig“ ersetzt. 
 
 d) Nach § 10 wird § 10 a (Stellplatzzahl, § 74 LBO Abs. 2, Nr. 2) eingefügt: 
  
 „Pro Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen. Ergibt sich bei der Berechnung der Stellplatzzahl 

eine Bruchstelle, so ist diese auf die nächste volle Stellplatzzahl aufzurunden.“ 
   

§  3 
 

Planungsrechtliche Bestandteile der Änderung 
 
Zeichnerischer Teil (Deckblätter) i.d.F. der 2. Änderung vom 03.02.2012. 

Geänderte Bauvorschriften gemäß § 2 dieser Satzung. 

Beigefügt ist die Begründung i.d.F. der 2. Änderung vom 15.05.2012.   

§ 4 
 

Bauordnungsrechtliche Bestandteile der Änderung 

Zeichnerischer Teil (Deckblätter) i.d.F. der 2. Änderung vom 03.02.2012. 

Geänderte Bauvorschriften gemäß § 2, außer Nr. 2 b dieser Satzung. 

Beigefügt ist die Begründung i.d.F. der 2. Änderung vom 15.05.2012.      

§  5 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO ergangenen 
Festsetzungen dieser Satzung zuwiderhandelt. 
 

§  6 
 

In-Kraft-Treten 
 
Die Bebauungsplanänderung tritt nach § 10 BauGB mit der ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
March, den 19.06.2012 
 
 
Meisel, stellv. Bürgermeister  
 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes sowie die textlichen Festsetzungen unter Beachtung des 
bestehenden Verfahrens mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Gemeinde 
March übereinstimmt. 
 
Ausgefertigt, den 20.06.2012 
 
 
 
Meisel, stellv. Bgm. 
 
Nach § 10 BauGB ortsüblich bekannt gemacht am 22.06.2012 
 
 
Meisel, stellv. Bgm. 



Az: 621.41:2004 
 
Gemeinde March – Ortsteil Hugstetten 
 
2. Änderung des Bebauungsplans „Ergelacker“ 
 
Begründung 
 
1. Planungsabsichten 
 
Die Änderung des Bebauungsplans bezieht sich in erster Linie auf das Grundstück Flst.-Nr. 35/3,   
Klosterweg 1. Dieses Grundstück ist bebaut mit einem Wohn- und Geschäftshaus. Das Unternehmen wächst 
im Segment Partyservice/Individualbewirtung und braucht dringend mehr Platz. Die vorhandenen 
Bewirtungsräume sind zu klein und entsprechend nicht mehr den heutigen Anforderungen. Um am Markt 
weiterhin bestehen zu können, benötigt der Unternehmer zwingend die Erweiterung und Modernisierung der 
Räumlichkeiten. Diese Erweiterung ist jedoch nur möglich durch entsprechende Bebauungsplanänderung 
durch Verschiebung der hinteren Baugrenze im bisherigen Terrassenbereich um 3 m Richtung Innenhof 
sowie durch Erhöhung der GRZ von 0,4 auf 0,5 und der GFZ von 0,5 auf 0,8. 
 
2. Ziele und Zwecke der Planänderung 
 
Mit der Änderung des Bebauungsplans soll der Standort des angestammten Firmensitz durch Anpassung des 
Maßes der baulichen Nutzung und Verschiebung der Baugrenze gesichert werden. Gleichzeitig soll für den 
gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans eine geringfügige städtebauliche Neuordnung durch 
Lockerung bzw. Erweiterung bei der Stellung bzw. Gestaltung der Gebäude erfolgen. 
 
3. Änderung im beschleunigten Verfahren 
 
Das Verfahren wir nach § 13a Baugesetzbuch (Bebauungsplan der Innenentwicklung) durchgeführt, da 
davon auszugehen ist, dass die Grundzüge der seiner zeitigen Planung durch diese Änderung nicht berührt 
werden und auch nachbarliche Interessen im Verhältnis zu den bisherigen Festsetzungen nicht negativ 
berührt werden. Zudem wird mit der Änderung keine Zulässigkeit im Vorhaben begründet, die der Pflicht 
der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) unterliegen. 
Auf die Umweltprüfung, den Umweltbericht, auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind sowie auf  die zusammenfassende Erklärung nach § 10 (4) BauGB wird 
abgesehen. Ein Ausgleich wegen Eingriffe in Natur und Landschaft ist nicht erforderlich. 
Den betroffenen Bürgern wird im Rahmen einer Offenlage Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben, 
gleichfalls erfolgt eine Behördenanhörung.  
 
4. Bauliche Nutzung 
 
4.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Die festgesetzte Nutzungsart „Mischgebiet“ (MI) § 6 BauNVO für den Bereich Klosterweg Nr. 1, 3 und 5 
sowie Herrenstraße 15 (Flst.-Nr. 35/3, 35/2, 35/1 + 35) bleibt unverändert. 
 
4.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Nach der damaligen zugrunde gelegten BauNVO von 1977 durfte für ein Mischgebiet als Maß der baulichen 
Nutzung bei einem Vollgeschoss die GRZ höchstens 0,4 und die GFZ 0,5 betragen. Diese Festsetzungen für 
diesen Bereich entsprechen nicht mehr den städtebaulichen Zielsetzungen der Gemeinde. Die damaligen 
Obergrenzen zur Bestimmung der GRZ und GFZ sind überholt. Seit in kraft treten der BauNVO 1990 gilt 
für ein Mischgebiet als Obergrenze eine GRZ von 0,6 und eine GFZ von 1,2. 
Damit die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt, 
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die Bedürfnisse des Verkehrs noch befriedigt 
werden, erfolgt jedoch keine Anpassung der GRZ und GFZ bis zur Obergrenze, sondern es gilt dem Bedarf 
entsprechend die Festsetzung einer GRZ von 0,5 und einer GFZ von 0,8 als angemessen. 
 



  
4.3  Überbaubare Grundstücksflächen 
 
Um die geplante Erweiterung des Geschäftshauses zu ermöglichen, wird die bisherige festgesetzte Bautiefe 
von 15,00 m durch Verschiebung der hinteren Baugrenze in südlicher Richtung um 3,0 m auf jetzt 18,00 m 
geändert. 
 
4.4 Gestaltung der Gebäude 
 
§ 7 Nr. 1 der Bebauungsvorschriften wird dahingehend ergänzt, dass bei Vorbauten wie Balkone und Erker 
oder Dachaufbauten Überschreitungen der maximalen Traufhöhe zulässig sind, sofern die Breite von 5,00 m 
nicht überschritten wird. 
 
§ 7 Nr. 3 der Bebauungsvorschriften wird dahingehend ergänzt, dass bei Anbauten bis max. 20% der Größe 
der Grundfläche der Hauptgebäude die im zeichnerischen Teil festgesetzte Dachneigung nicht gilt.  
 
5. Örtliche Bauvorschriften 
 
5.1 Gestaltung der Gebäude 
 
§ 7 Nr. 4 der Bebauungsvorschriften wird dahingehend geändert, dass die bisher erst ab einer Dachneigung 
von 35° zulässigen Dachgauben nun allgemein zulässig sind. 
 
5.2 Stellplatzverpflichtung 
 
Analog zur bestehenden Satzung – Stellplatzverpflichtung für Wohnungen vom 22.03.1996 – sind für den 
gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans pro Wohneinheit 1,5 Kfz-Stellplätze nachzuweisen. 
 
6. Naturschutzrechtliche Eingriffs- und Ausgleichsregelung 
 
Die naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichsregelung nach § 1a BauGB i.V.m. § 21 BNatSchG hat das 
Anliegen, erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes, die durch Eingriffe in Natur und Landschaft verursacht werden zu vermeiden, zu 
minimieren bzw. ggf. durch Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen zu kompensieren.  
§ 21 BNatSchG ist jedoch nur dann anzuwenden, wenn durch die Bauleitplanung Eingriffe in Natur und/oder 
Landschaft vorbereitet werden. Da gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB entsprechend § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
eine zulässige Grundfläche von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird,  
gelten die Eingriffe, die aufgrund der Änderung dieses Bebauungsplans zu erwarten sind, als i.S.v. § 1a Abs. 
3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
 
7. Kostenschätzung 
 
Da durch die Bebauungsplanänderung keine öffentlichen Maßnahmen erforderlich werden, werden 
diesbezüglich keine Kosten anfallen. 
 
Gemeinde March, den 15.05.2012    Bauordnungsamt March, den 15.05.2012 
 
 
Peter Meisel, stellv. Bürgermeister    Götzmann 
 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes sowie die textlichen Festsetzungen unter Beachtung des 
bestehenden Verfahrens mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Gemeinde March 
übereinstimmen. 
 
Ausgefertigt, den 20.06.2012 
 
 
Peter Meisel, stellv. Bürgermeister 
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Gesetzliche Grundlagen 

Der Gemeinderat der Gemeinde March hat am 13.11.2017 in öffentlicher Sitzung 

die 4. Änderung des Bebauungsplanes „Ergelacker“ im beschleunigten Verfahren 

nach § 13 a BauGB und gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. Zugrunde 

gelegt wurden: 

- das Baugesetzbuch (BauGB), insbesondere § 13 a, in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23.09.2004, (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) m.W.v. 24.10.2015, 

- die Landesbauordnung für Baden-Württemberg i.d.F. vom 08.08.1995, 

(GBl. S. 617) zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.11.2014 (GBl. S. 501) 

m.W.v. 01.03.2015, 

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 11.06.2013 (BGBl. I. S. 1548) m.W.v. 20.09.2013, 

- die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) v. 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58), 

zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes 

bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBl. 

2011 Teil I Nr. 39, S. 1509), 

- die Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 

vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Verordnung 

vom 23.02.2017 (GBl. S. 99) m.W.v. 11.03.2017 

 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes 

“Ergelacker ” ergibt sich aus dem Deckblatt der 4. Änderung vom 13.11.2017 

zum zeichnerischen Teil vom 18.08.1982 (Satzungsbeschluss), zuletzt zum 3. 

Mal geändert durch Satzung vom 28.04.2014. 

 

§ 2 Inhalt der 4. Änderung  

Die zeichnerischen Festsetzungen werden durch ein Deckblatt zur 4. Änderung 

vom 13.11.2017 geändert.  

Die Bebauungsvorschriften vom 18.08.1982 (Satzungsbeschluss), zuletzt 

geändert durch Satzung vom 28.04.2014 werden für den Bereich der 4. 

Änderung mit Ausnahme folgender Ergänzung unverändert übernommen: 

In § 7 wird Absatz 2 wie folgt ergänzt: 

  „Die Sockelhöhe und gegen Hochwasser ungesicherte Gebäudeöff-
nungen müssen jedoch bei Gebäuden, die im Überschwemmungsgebiet 
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eines HQioo liegen, mindestens 30 cm über der HQioo-Wasser- 
spiegellage liegen. Diese Höhe ist jeweils aktuell zu ermitteln. 

Eine Überschreitung der Sockelhöhe bis max. O,1 m über der Wasser- 
spiegellage eines HQemm ist im Überschwemmungsbereii eines 
H Q e m  zuMssig." 

(Siehe auch Zi. 4.1 der Begründung). 

5 3 Bestandteile der 4. hderung des Bebauungsplanes 

Verbindliche Bestandteile der 4. Änderung des Bebauungsplanes sind 

das Deckblatt vom 13.11.2017 zum zeichnerischen Teil vom 18.08.1982 
(Satzungsbeschluss), 

textiiche Änderungen gemäß § 2. 

Beigefügt ist die Begründung zur 4. Änderung vom 13.1 1.201 7 

5 4 lnkramreten der 4. hderung 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes .Ergelacker" wird mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB rechtswirksam. Gleichzeitig tritt der 
zeichnerische Teil des Bebauungsplanes 'Et=geli#hr" vom 18.08.1982 

March, den 13.1 1.201 7 

(Datum des Satzungsbesctilusses) 

Ausgefertigt: 
Es wird bestätigt, dass der Inhait dieser sowie die planungs- 
rechtlichen Festsetzungen unter mit den hierai 

March. den kr,L!.:L!.!!$ 

ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Gemeinde 

eister) 

Rechtswirksam durch Bekanntmachung gemäß 3 10 Abc. 3 BauGB 

..... vom.. ~ t h b . 2 D b  
M(i*B& U1 





GEMEINDE  MARCH   

 BEGRÜNDUNG  ZUR 4. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES  “ERGELACKER” 

 ANHANG 1 

Fassung des Satzungsbeschlusses vom  13.11.2017                                                      Seite - 1/8 -  

________________________________________________________________________________ 

 

 

 

 

1  Anlass, Zielsetzungen 

Der Bebauungsplan „Ergelacker“ wurde am 18.08.1982 als Satzung beschlossen 

und seit dem dreimal geändert, zuletzt durch die 3. Änderung vom 28.04.2014.  

Am 19.06.2017 hat der Gemeinderat beschlossen, den Bebauungsplan zum 4. 

Mal zu ändern. Die 4. Änderung bezieht sich auf einen Teilbereich in der Nord-

hälfte des Bebauungsplanes zwischen der Engelgasse und dem Klosterweg. Hier 

werden auf Wunsch von drei Grundstückseigenümern (Flst. Nr. 686/1 mit 684 

und 684/2, sowie 692 und 701/1) Grundstücke einer Nachverdichtung zugeführt, 

um in den rückwärtigen Grundstücksteilen jeweils ein neues Wohngebäude 

errichten zu können. Aus technischen Gründen wird der Änderungsbereich zu 

einer zusammenhängenden Fläche vergrößert. Darin werden u.a. die Grund- und 

Geschossflächenzahl teilweise angehoben, um bessere Grundstücksaus-

nutzungen zu ermöglichen und die Baugrenzen angepasst. 

Die Änderung liegt im öffentlichen Interesse der Gemeinde, da Bauland aktiviert 

werden kann, ohne dass die Herstellung neuer öffentlicher Verkehrsflächen 

erforderlich wird.  

 

2 Verfahren 

2.1 Beschleunigtes Verfahren nach § 13 a BauGB  

Es wird das beschleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB gewählt, da es sich bei 

der Änderung mit dem Ziel einer Nachverdichtung um eine typische Maßnahme 

der Innenentwicklung eines bebauten Bereichs handelt.  

Zulässige Grundfläche 

Die im Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung liegende zulässige 

Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung hat eine Größe 

von ca. 6.634 qm (Berechnungsgrundlagen: Grundflächenzahl von 0,6 im 

Dorfgebiet (MD) und 0,4 im Allgemeinen Wohngebiet (WA) ergibt für das MD 

8.958 qm x 0,6 = 5.375 qm und für das WA 3.148 x 0,4 = 1.259 qm). Somit liegt 

die Grundfläche gemäß § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB erheblich unter dem 

zulässigen Schwellenwert von 20.000 qm. 

Bei Grundflächen von Bebauungsplänen i.S.d. § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB wäre 

lediglich die 8. Änderung des Bebauungsplanes „Lehefeld“, rechtswirksam seit 

dem 24.03.2017, in Hugstetten mitzurechnen. Dies hat jedoch keine Bedeutung, 

da die Größe nur 617 qm beträgt.  

Eine Einzelfall-Vorprüfung ist nicht erforderlich. 

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
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BauGB genannten Schutzgüter bestehen nicht, da keine Natura 2000-Gebiete 

betroffen sind. Auch die Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind nicht 

betroffen, wie aus der folgenden Übersicht hervorgeht: 

Bewertung der Schutzgüter gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB  
 

FNP-Darstellung: Gemischte Baufläche, Wohnbaufläche 

Nutzung:  Bebaute Grundstücke (Wohn-, Gewerbe- und Nebengebäude), 

 Nutzgärten, private Verkehrsflächen, Abstellflächen, Stellplätze. 

Raumordnerische Vorgaben und Umweltschutzziele: 

Regionalplan:  keine Vorgaben 

Landschaftsplan:  keine Vorgaben 

 

Schutzgut: Auswirkungen  der  Bebauungsplanänderung: 

Mensch  Gegenüber den bisher zulässigen Nutzungen gemäß den 

Festsetzungen in den Bebauungsvorschriften ergeben sich hin-

sichtlich möglicher Beeinträchtigungen keine wesentlich veränd-

erten Auswirkungen. Die Nachverdichtung bezieht sich ins-

besondere auf drei neue Wohngebäude, die sich in orts-

typischer Weise einfügen. 

Tiere und Pflanzen Keine oder zu vernachlässigende Auswirkungen. 

Betroffene Arten: weit verbreitete Arten, Kulturfolger, v.a. Vögel 

und Insekten. Keine Hinweise auf erhebliche Beeinträchtigungen 

geschützter Arten. 

Boden Standort für natürliche Vegetation: unerhebliche Auswirkungen. 

Natürliche Bodenfruchtbarkeit: Die Art der Bebauung erfolgt im 

Rahmen bisher schon zulässiger Nutzungen, lediglich die über-

baubaren Flächen werden geringfügig vergrößert.  

Ausgleichskörper im Wasserkreislauf: kaum Auswirkungen. 

Filter und Puffer für Schadstoffe: kaum Auswirkungen. 

Wasser Oberflächengewässer: nicht betroffen. Im nördlichen Teil 

befinden einige Grundstücksteile im Bereich eines HQ100 bzw. 

HQextrem. Dem kann durch hochwasserangepasste Bebauung 

begegnet werden. 

Klima und Luft Keine Auswirkungen. 

Landschaftsbild Keine Auswirkungen, da der Bebauungsplan nicht an die freie 

Landschaft angrenzt.  

Kultur- und Sachgüter: Bauliche und archäologische Kulturdenkmale werden durch die 

Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht berührt.  

Wechselwirkungen Aus möglichen Wechselwirkungen ergibt sich keine zusätzliche 

Bedeutung oder Gefährdung von Funktionen des Natur-

haushaltes. 

Sonstige umweltbezogene Erwägungen, Merkmale oder Probleme: 

Der Bebauungsplan dient der Nachverdichtung des Gebietes. 

Durch Einsparung von Verkehrsflächen können unbebaute 

Grundstücke im Außenbereich geschont werden.  

Maßnahmen hinsichtlich des Klimawandels waren nicht Anlass 

zur Bebauungsplanänderung.  
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2.3 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan  

Die Bebauungsplanänderung entspricht vollständig den Darstellungen des 

Flächennutzungsplanes, da die Gebietsausweisung nicht verändert wird  

 

2.4 Verfahrensablauf 

Gemäß § 13 a BauGB erfolgte eine öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 

BauGB und eine Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB. Eine 

Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und ein Umweltbericht nach § 2 a 

BauGB waren nicht erforderlich. 

Eine Genehmigung der Bebauungsplanänderung nach § 10 Abs. 2 BauGB war 
ebenfalls nicht erforderlich.  

 

Verfahrensübersicht: 

Änderungsbeschluss zur 4. Änderung:  19.06.2017 

Öffentliche Auslegung nach § 13 a BauGB mit Behörden- 

beteiligung nach § 4 (2) BauGB  03.07. – 04.08.2017 

Satzungsbeschluss 13.11.2017 

 

2.5 Qualifizierungsmerkmale 

Der Bebauungsplan enthält weiterhin alle Festsetzungen nach § 30 Abs. 1 

BauGB. Somit handelt es sich um einen qualifizierten Bebauungsplan nach § 30 

Abs. 3 BauGB, in welchem alle Bauvorhaben zulässig sind, sofern sie den Fest-

setzungen des Bebauungsplanes entsprechen und die Erschließung gesichert 

ist. 

 

2.6 Ausgleichsmaßnahmen nach § 1 a BauGB  

Durch die vorgesehenen Maßnahmen erfolgen keine erheblichen Eingriffe in 

Natur und Landschaft. Allgemein gelten Eingriffe aufgrund der Bebauungsplanes 

bei Anwendung des § 13 a BauGB als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB 

vor der planerischen Entscheiung als erfolgt oder zulässig. 

Da Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 7 BauGB nicht berührt werden, 

sind Ausgleichsmaßnahmen nach § 1a BauGB nicht erforderlich.  

 

2.7 Artenschutz 

Die Eingriffssituation verändert sich gegenüber dem bisherigen Zustand hinsicht-

lich des Artenschutzes kaum. Eine erhebliche Betroffenheit geschützter Tier- und 
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Pflanzenarten kann ausgeschlossen werden, da entsprechende Lebensräume 

aufgrund der vorhandenen Nutzungen und der Freiraumausstattung fehlen (s. 

Tabelle Schutzgüter S. 2/8).  

Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

dürfen Gehölzarbeiten nur in der Zeit von 1. Oktober bis 28. Februar durch-

geführt werden. Sofern die Gehölze außerhalb der gesetzlichen Schonzeit 

entfernt werden müssen, ist rechtzeitig vorab eine Ausnahme bei der unteren 

Naturschutzbehörde zu beantragen.  

 

3 Erschließung, technische Infrastruktur 

Verkehrserschließung: 

Das Gebiet ist verkehrstechnisch voll erschlossen. Gegenwärtig sind keine 

neuen Verkehrserschließungsmaßnahmen, die durch die Bebauungsplan-

änderung verursacht werden, geplant. 

Stromversorgung: 

Das Baugebiet wird über das vorhandene Freileitungs-Ortsnetz versorgt. Die 

mögliche Lückenbebauung wird ebenfalls über das Freileitungsnetz ange-

schlossen oder, soweit es technisch sinnvoll ist, über Erdkabel versorgt. 

Wasser, Abwasser, Kommunikationstechnik: 

Hinsichtlich der Wasserver- und Entsorgung und der Kommunikationstechnik 

können unbebaute Baugrundstücke bzw. Grundstücksteile an die bestehenden 

Netze angeschlossen werden.  

Brandschutz: 

Die Löschwasserversorgung ist entsprechend dem Arbeitsblatt W 405 des 

DVGW in Abhängigkeit der Nutzung (FwG §3, LBOAVO § 2 Abs.5) auszulegen. 

Bei dem allgemeinen Wohngebiet bzw. Dorfgebiet mit max. 3 Vollgeschossen 

und einer GFZ von 0,8 ist eine Löschwasserversorgung von mind. 48m³/h über 

einen Zeitraum von 2 Stunden sicherzustellen. Für Anwesen mit einer GFZ von 

1,2 ist eine Löschwasserversorgung von mind. 96m³/h über einen Zeitraum von 2 

Stunden sicherzustellen.  

Hydranten sind so anzuordnen, dass die Entnahme von Wasser jederzeit leicht 

möglich ist. Als Grundlage sind die DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 zu 

beachten.  

Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr 

sichergestellt werden muss, sind in Abhängigkeit der Gebäudehöhe ent-

sprechende Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflächen zu schaffen (LBOAVO  

§ 2 Abs.1-4).  



GEMEINDE  MARCH   

 BEGRÜNDUNG  ZUR 4. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES  “ERGELACKER” 

 ANHANG 1 

Fassung des Satzungsbeschlusses vom  13.11.2017                                                      Seite - 5/8 -  

________________________________________________________________________________ 

 

 

 

 

Zufahrten und Aufstellflächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr sind nach den 

Vorgaben der VwV - Feuerwehrflächen auszuführen.  

 

4 Begründung der Änderungen der Bebauungsvorschriften  

Die Bebauungsvorschriften vom 18.08.1982 (Satzungsbeschluss), zuletzt geän-

dert durch Satzung vom 28.04.2014, werden für den Bereich der 4. Änderung un-

verändert übernommen. Davon ausgenommen sind die nachfolgend 

aufgeführten Änderungen (Ziff. 4.1 - 4.4). 

 

4.1 Hochwasserschutz, Gebäudehöhe 

In § 7 Absatz 2 der Bebauungsvorschriften wird durch einen Zusatz die Vorschrift 

zur Sockelhöhe ergänzt.  

Der Änderungsbereich des Bebauungsplans ist laut der Hochwassergefahren-

karte (s. Anhang 1) bei Auftreten eines 100-jährlichen Hochwassers in einem 

kleinen Teil südlich der Engelgasse am Nordrand des Bebauungsplanes von 

Überschwemmung betroffen (siehe Planteil, vom HQ 100 betroffene 

Grundstücke). Aus diesem Grund ist die Überflutungsfläche als Überschwem-

mungsgebiet gemäß § 65 Wassergesetz Baden-Württemberg einzustufen 

(Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009, BGBl. I S. 2585, zuletzt geändert 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. November 2014, BGBl. I S. 1724).  

Die betroffenen Flächen werden nicht erstmalig einer Bebauung zugeführt. Es 

handelt sich also nicht um ein „neues Baugebiet“ im Sinne des § 78 Abs. 1 Nr. 1 

WHG, weshalb dieses Verbot nicht greift.  

Für die Errichtung der späteren Einzelbauvorhaben, die im Überschwemmungs-

bereich zu liegen kommen, bedarf es jedoch zwingend einer hochwasser-

schutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung gem. § 78 Abs. 3 WHG.  

Ausnahmen für bauliche Anlagen nach den § 30 BauGB können daher nur unter 

den in § 78 Abs. 3 WHG und nachfolgend genannten Voraussetzungen erteilt 

werden: 

1. die Hochwasserrückhaltung darf nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt 

und der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum muss zeitgleich aus-

geglichen werden, 

2. der Wasserstand und der Abfluss bei Hochwasser dürfen nicht nachteilig 

verändert werden, 

3. der bestehende Hochwasserschutz darf nicht beeinträchtigt werden und 

4. das Bauvorhaben muss hochwasserangepasst ausgeführt werden. 
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Gemäß der aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan zu übernehmenden Bebau-

ungsvorschrift darf die Sockelhöhe, gemessen ab der Straßenoberkante bis zur 

Oberkante der Decke über dem Kellergeschoss (EG-Rohfußboden) max. 0,8 m 

betragen. Diese Vorschrift wird aus o.g. Gründen dahingehend ergänzt, dass die 

Sockelhöhe im Überschwemmungsbereich eines HQ100 mindestens 30 cm über 

der Wasserspiegellage des HQ100 liegen muss. Bei der Bemessung der 

Sockelhöhe ist der Teil des Gebäudes maßgebend, der im Überschwemmungs-

bereich liegt. Bei dem Bezugspunkt Straße ist diejenige Straße maßgebend, die 

der Gebäudemitte senkrecht gemessen am nächsten liegt.  

Ebenso sind in dem Überschwemmungsbereich eines HQ100 Vorkehrungen zum 

Hochwasserschutz zu treffen. Die Sockelhöhe und gegen Hochwasser unge-

sicherte Gebäudeöffnungen müssen mindestens 30 cm (Sicherheitszuschlag) 

über der Wasserspiegellage eines HQ100 liegen. Eine Sockelhöhe bis max. 0,1 

m über der Wasserspiegellage eines HQextrem wird zugelassen für den Fall, dass 

ein Bauherr sein Gebäude auch vor diesem Hochwasserereignis schützen will. 

Die Höhe des HQ100 bzw. HQextrem ist im Einzelfall zu ermitteln und im 

Bauantrag nachzuweisen.  

Die Nachweise/Angaben zur Prüfung der Voraussetzungen für eine Ausnahme-

erteilung sind bei jeder konkreten Planung vorzulegen. Das Antragsformular des 

Landratsamtes Breisgau-Hochschwarzwald zu Bauen in Überschwemmungs-

gebieten ist zu beachten und mit dem Bauantrag vorzulegen. Die Nachweise 

über das Vorliegen der Voraussetzungen Nr. 1 – 4 des § 78 Abs. 3 WHG 

müssen dabei zwingend erbracht werden. Es wird empfohlen, sämtliche Pla-

nungen vor der Einreichung eng mit der unteren Wasserbehörde abzustimmen, 

um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden. Bei nicht baugenehmigungs-

pflichtigen Vorhaben entscheidet die Gemeinde über die Ausnahme.  

Ein Ausschnitt aus der Hochwassergefahrenkarte ist im Anhang 1 enthalten und 

kann auch bei der Gemeinde March, Rathaus, Bauamt, eingesehen werden. 

Weiterhin wird auf den Kartendienst der LUBW hingewiesen (Hochwasser-

risikomanagement-Abfrage, Internetadresse mit Stand vom Mai 2017: 

http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttemberg.de/rips/ripsservices/apps/hwrm/ 
Dokumente.ashx?name=Abfrage&x=3409207&y=5324759 ) 

 

4.2 Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl 

Um eine bessere Grundstücksausnutzung zu ermöglichen und um mit Grund und 

Boden sparsam umgehen zu können, werden im Mischgebiet die 

Grundflächenzahl von 0,4 auf 0,6 angehoben. Die Geschossflächenzahlen 

werden in Abhängigkeit von der zulässigen Zahl der Vollgeschosse ebenfalls 

angehoben (von 0,5 auf 1,0 bei zweigeschossiger Bebauung bzw. von 0,8 auf 

1,2 bei dreigeschossiger Bebauung). 

http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttemberg.de/rips/ripsservices/apps/hwrm/%20Dokumente.ashx?name=Abfrage&x=3409207&y=5324759
http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttemberg.de/rips/ripsservices/apps/hwrm/%20Dokumente.ashx?name=Abfrage&x=3409207&y=5324759
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Karte erstellt am: 21.11.2013 
Geobasisdaten © Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Württemberg  
(www.lgl-bw.de), Az.:2851.9-1/19 Hochwassergefahrenkarte (HWGK) Baden-Württemberg, Typ2 
Übersichtskarte. Die Hochwassergefahrenkarte (HWGK) stellt die Überschwemmungsgebiete, die 
Überschwemmungskernbereiche und die hochwassergefährdeten Gebiete gemäß §§77 und 80 
Wassergesetz für Baden-Württemberg dar. 
http://www.breisgau-hochschwarzwald.de/pb/site/Breisgau-Hochschwarzwald/get/288030/HWGK_UF_M100_164012.pdf 

http://www.lgl-bw.de/
http://www.breisgau-hochschwarzwald.de/pb/site/Breisgau-Hochschwarzwald/get/288030/HWGK_UF_M100_164012.pdf
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Gemeinde March, Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 621.41:2004_5 

 

S A T Z U N G der Gemeinde March über 

 

a) über die 5. Teiländerung des Bebauungsplans „Ergelacker" als Deckblatt  

b) den Erlass von örtlichen Bauvorschriften zur 5. Teiländerung des Bebauungsplans „Ergelacker“ 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde March hat am 16.07.2018 die 5. Teiländerung des Bebauungsplans 

„Ergelacker“ sowie die örtlichen Bauvorschriften zur 5. Teiländerung des Bebauungsplans „Ergelacker“  

unter Zugrundelegung der nachfolgenden Rechtsvorschriften als Satzung beschlossen: 

 

1. Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 

(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 

(BGBl. I S. 2808) 

 

2. Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057)  

 

3. Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung – PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I, S. 58);  zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

 

4. Die Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05. März 2010  (GBl. S. 

358, ber. S. 614), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. November 2017 (GBl. 

S. 612, 613) 

 

5. Die Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 

581), zuletzt geändert durch Artikel 7 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 100) 

 

 

 

 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich der Änderung 

 

 Der Geltungsbereich beschränkt sich auf das Flurstück 35, Gemeinde March, Gemarkung Hug-

stetten. Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans und der örtlichen Bauvor-

schriften ist die Abgrenzung in der Planzeichnung vom 09.07.2018 maßgebend. 

 

 

§ 2 Gegenstand der Änderung 

 

 - Bebauungsplan „Ergelacker“ in der Fassung vom 18.08.1982 (Satzungsbeschluss) 

- Bebauungsplan „Ergelacker 2. Änderung“ in der Fassung vom 18.06.2012 (Satzungsbe-

schluss)  
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§ 3 Inhalt der Änderung 

 

 Bauplanungsrechtliche Vorschriften werden zeichnerisch (durch ein Deckblatt) geändert sowie 

die Bauordnungsrechtlichen Festsetzungen (Örtliche Bauvorschriften) aus den bisherigen Fest-

setzungen in neue örtliche Bauvorschriften überführt. Die geänderten Punkte sind im Einzel-

nen in der Begründung, Punkt 4.3, in tabellarischer Form aufgelistet. 

 

 

§4 Bestandteile der 5. Änderung des Bebauungsplans 

 

 - Zeichnerischer Teil des Bebauungsplans „Ergelacker“ in der Fassung vom 18.08.1982  

- Schriftlicher Teil des Bebauungsplans „Ergelacker“ in der Fassung vom 18.08.1982 

- Im Rahmen der 2. Änderung des Bebauungsplans erlassene Änderungen / Ergänzun-

gen schriftlicher Festsetzungen in der Fassung vom 18.06.2012  

 

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen der 5. Teiländerung 

- Gemeinsamer zeichnerischer Teil der 5. Teiländerung (Deckblatt) in der Fassung vom 

16.07.2018 (T 2.1) 

 

Örtliche Bauvorschriften zur 5. Teiländerung 

- Gemeinsamer zeichnerischer Teil der 5. Teiländerung (Deckblatt) in der Fassung vom 

16.07.2018 (T 2.1) 

- den örtlichen Bauvorschriften zur der 5. Teiländerung des Bebauungsplans in der Fas-

sung vom 16.07.2018 (T 2.2) 

 

 Die Begründung zur 5. Teiländerung vom 16.07.2018 (Anlage A 1) ist dem Bebauungsplan 

beigefügt, ohne dessen Bestandteil zu sein. 

 

 

§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

 

 Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund § 74 LBO ergange-

nen Vorschriften der Satzung über die Örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Die Ord-

nungswidrigkeit kann gemäß § 75 LBO mit einer Geldbuße von bis zu 100.000,-- EUR geahn-

det werden. Ordnungswidrig handelt auch, wer einer im Bebauungsplan nach § 9 (1) Nr. 25 

Buchstabe b festgesetzten Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäume, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern dadurch zuwiderhandelt, dass 

diese beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört werden. Die Ordnungswidrigkeit kann 

gemäß § 213 (2) BauGB mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 

 

§ 6 Inkrafttreten  

 

 Die Satzung tritt mit ihrer ortsüblichen Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB in Kraft. 
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Satzungsbeschluss 

 

Am 16.07.2018 hat der Gemeinderat der Gemeinde March den Bebauungsplan als Satzung beschlossen. 

 

March, den 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                                            (Helmut Mursa, Bürgermeister) 

 

 

 

 

Ausfertigung 

 

Es wird bestätigt, dass der textliche und zeichnerische Inhalt der 5. Teiländerung des Bebauungsplans 

„Ergelacker“ und der Örtlichen Bauvorschriften zur 5. Teiländerung des Bebauungsplans „Ergelacker“ 

mit dem Satzungsbeschluss des Gemeinderats vom xxxx übereinstimmt. 

 

March, den  

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                                            (Helmut Mursa, Bürgermeister) 

  

 

 

Inkrafttreten 

 

Im Nachrichtenblatt Nr. x vom xx.xx.xxxx wurde der Satzungsbeschluss ortsüblich bekannt gemacht.  

 

March, den 

 

 

 

 

 

 

 

                                     

 

                                                                                            (Helmut Mursa, Bürgermeister) 
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5. Teiländerung des Bebauungsplans
"Ergelacker"
T 2.1 | Gemeinsamer Planteil 

Maßstab:

Fassung:

1 : 500

16.07.2018

N

621.41:2004_5

Nutzungsart max. Zahl der
Vollgeschosse

Grund-
flächenzahl

Geschoss-
flächenzahl

BauweiseDachneigung

Nutzungsschablone

o = offene Bauw.

1. Art der baulichen Nutzung § 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO

Mischgebiet § 6 BauNVOMI

2. Maß der baulichen Nutzung § 9 (1) Nr. 1 u. 24 BauGB, § 1 (4) u. § 16 BauNVO

3. Bauweise § 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22 u. 23 BauNVO

Baugrenze

Ssehe Einschrieb Nutzungsschablone

Stellung der baulichen Anlagen (Firstrichtung)

Abgrenzung von Teilbereichen mit unterschiedlichen Festsetzungen

Verfahrens- und Ausfertigungsvermerke

Satzungsbeschluss 16.07.2018

Der Bebauungsplan tritt durch ortsübliche Bekanntmachung 
am xx.xx.xxxx nach § 10 (3) BauGB in Kraft.

Es wird bestätigt, dass der textliche und zeichnerische Inhalt 
der 5. Teiländerung des Bebauungsplans „Ergelacker“ und der 
Örtlichen Bauvorschriften zur 5. Teiländerung des Bebauungs-
plans „Ergelacker“ mit dem Satzungsbeschluss des 
Gemeinderats vom xxxx übereinstimmt.

Ausfertigung

March, den xx

(Helmut Mursa, Bürgermeister)
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Gemeinde March, Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 621.41:2004_5 

 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN nach § 74 LBO 

zur 5. Änderung des Bebauungsplans "Ergelacker" als Deckblatt 

 

 

Rechtsgrundlagen: 

 

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 

September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 

des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist. 

 

Die Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.März 

2010  (GBl. S. 358, ber. S. 614), zuletzt geändert durch Artikel 30 der 

Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 103) 

 

Die Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Ju-

li 2000 (GBl. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 17. Dezember 2015 (GBl. 2016 S. 1) 

 

 

 

1 Gestaltung der Gebäude 

 

1.1 Die höchstzulässige Höhe der Gebäude zwischen natürlichem oder 

eingeebnetem Gelände (festgelegte Geländeoberfläche) bis zur Trau-

fe beträgt:  

 

bei eingeschossigen Gebäuden  4,00 m  

bei zweigeschossigen Gebäuden  6,50 m 

im  ebenen Gelände    

 

Die Traufhöhe von Wiederkehren und Dachgauben darf die festgesetz-

ten höchstzulässigen Traufhöhen von 4,00 m bzw. 6,50 m um bis zu 

2,50 m überschreiten, wenn sie eine Breite von 5,00 m nicht über-

schreiten. 

 

1.2 Die Sockelhöhe (Differenz OK Decke über KG - Straßenhöhe Mitte 

Haus) der Gebäude soll möglichst niedrig gehalten werden. Sie darf 

das Maß von 0,80 m nicht überschreiten. Abweichende Sockelhöhen 

bestehender Gebäude gelten als ausnahmsweise zugelassen. Über-

schreitungen können zugelassen werden, wenn wegen der Einordnung 

des Baukörpers in die umgebende Bebauung keine Bedenken bestehen. 

 

1.3 Die Dachneigung der Hauptbaukörper ist im Zeichnerischen Teil fest  

gesetzt. Bei Hausgruppen + Doppelhäusern muss die Dachneigung 

gleich sein. Dies gilt nicht bei Anbauten bis max. 20% der Größe 

der Grundfläche der Hauptgebäude 

 

1.4 Dachgaupen sind allgemein zulässig und dürfen eine Länge von zu-

sammen 50 % der Hauslänge nicht überschreiten. Abweichender Be-

stand gilt als ausnahmsweise zugelassen.  

 

1.5 Die Außenflächen der Gebäude sind spätestens 1 Jahr nach Bezugs-

fertigstellung entsprechend dem Bauantrag zu behandeln.  
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2 Einfriedigungen 

 

2.1 Die Einfriedigungen der Grundstücke an öffentlichen Straßen und 

Plätzen sind für die einzelnen Straßenzüge einheitlich zu ge-

stalten. Gestattet sind Sockel bis zu 30 cm Höhe aus Naturstein 

oder Beton mit einer Heckenhinterpflanzung. Die Gesamthöhe der 

Einfriedigung darf das Maß von 1,20 nicht überschreiten. 

 

2.2 Innerhalb der im Zeichnerischen Teil eingetragenen Sichtdreiecke 

dürfen Bauten, Anpflanzungen aller Art und Lagerungen die Höhe von 

0,80 m über Straßenkrone nicht überschreiten.  

 

2.3 Die Verwendung von Stacheldraht als Einfriedigung ist unzulässig.  

 

 

3 Grundstücksgestaltung und Vorgärten  

 

3.1 Anfüllungen und Abtragungen auf dem Grundstück sollen die gegebe-

nen Geländeverhältnisse nicht wesentlich beeinträchtigen. Die Ge-

ländeverhältnisse der Nachbargrundstücke sind dabei zu berücksich-

tigen. 

 

3.2 Vorplätze müssen planiert und befestigt werden.  

 

3.3 Vorgärten sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten.  

 

 

4 Stellplatzverpflichtung 

 

4.1 Wohnungen   

 

Pro Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze nachzuweisen. Ergibt sich bei 

der Berechnung der Stellplatzzahl eine Bruchstelle, so ist diese 

auf die nächste volle Stellplatzzahl aufzurunden. 
 

 

 

 

 

 

 

March, den ___________________ 

 

 

 

 

 

 

 

                                     

                                         

_______________________________________                                                                                            

(Helmut Mursa, Bürgermeister) 

  

 

 

 

 

 

 
 

 Keltenstraße 7              77971 Kippenheim 

 T (07825) – 8771975    F (07825) 8771977 

 E-mail:  bauleitplanung@mathis-jaegle.de  

 

(Planverfasser i.A.d. Gemeinde) 
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 Gemeinde March, Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 621.41:2004_5 

 

Gemeinsame B E G R Ü N D U N G  

der Bebauungsvorschriften sowie der örtlichen Bauvorschriften 

zur 5. Teiländerung des Bebauungsplans "Ergelacker" als Deckblatt 

  

1. Anlass und Ziele der Teiländerung 

 

 Anlass der Änderung des Bebauungsplans ist die Absicht der Eigentümer, auf dem bereits mit 

einem Wohngebäude sowie Nebenanlagen und Garage bebauten Flurstück Nr. 35 eine Nach-

verdichtung in Form der Errichtung eines Zweifamilienhauses durchzuführen.  

 

Die Änderung des Bebauungsplans liegt im öffentlichen Interesse, da eine bereits vorhandene, 

technisch und verkehrlich vollerschlossene innerörtliche Baufläche der Nachverdichtung zuge-

führt wird und somit die Ausweisung von Bauflächen in bisher nicht baulich genutzten Berei-

chen vermieden werden kann. Außerdem wird durch die geplante Nachverdichtung zusätzli-

cher, dringend benötigter Wohnraum geschaffen. 

  

  

2. Verfahren 

 

2.1 Verfahrensart 

 

 Der Bebauungsplan hat die Nachverdichtung eines in der Ortslage befindlichen, einzelnen, 

bereits baulich genutzten Grundstücks zum Zweck. Es handelt sich somit um eine Maßnahme 

der Innenentwicklung. Folgerichtig wird das vom Gesetzgeber für diesen Zweck vorgesehene, 

beschleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB gewählt. 

 

Die überbaubare Fläche innerhalb des Planbereichs beträgt 749 qm  x 0,4 = 299,6 qm. Die 

zulässige Grundfläche von 20.000 qm gem. § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird somit deutlich 

unterschritten. Die Anrechnung von Grundflächen weiterer Bebauungspläne ist nicht erfor-

derlich, da kein sachlicher Zusammenhang mit anderen Bebauungsplänen besteht. 

 

Durch die Bebauungsplanänderung werden keine Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen.  

 

Es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buch-

stabe b BauGB genannten Schutzgüter vor.  

 

Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begren-

zung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

  

 

 



Gemeinde March – Ortsteil Hugstetten | 5. Teiländerung Bebauungsplan "Ergelacker" 

 

Begründung | A 1 

 

 

 

 
2 

 

2.2 Verfahrensschritte 

 

 Der Gemeinderat der Gemeinde March hat am 19.03.2018 den Aufstellungsbeschluss für die 5. 

Teiländerung des Bebauungsplans "Ergelacker" gefasst. Der Entwurf des Änderungs-

Bebauungsplans wurde in der gleichen Sitzung vom Gemeinderat als Grundlage für die öf-

fentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 

BauGB gebilligt. 

 

Der Entwurf des Änderungs-Bebauungsplans mit Stand 19.03.2018 wurde vom 16.04.2018 bis 

zum 14.05.2018 öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der Auslegung werden durch Veröffentli-

chung im Mitteilungsblatt Nr. 14 vom 06.04.2018 bekannt gemacht. Es wurde ferner darauf 

hingewiesen, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird.  

 

Die Beteiligung der Behörden sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 

durch die Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 30.05.2018 von der Pla-

nung unterrichtet und zur Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplans mit Stand vom 

19.03.2018 im Zeitraum vom 04.06.2018 bis 02.07.2018 aufgefordert. 

 

Die im Rahmen der öffentlichen Auslegungen vorgetragenen Anregungen sowie die Stellung-

nahmen der beteiligten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden vom Gemeinderat 

in öffentlicher Sitzung am 16.07.2018 behandelt. In der gleichen Sitzung wurde die Änderung 

des Bebauungsplanes in der Fassung vom 16.07.2018 als Satzung beschlossen. Die Begründung 

wurde gebilligt. 

 

2.3 Artenschutz 

 

 Es sind keine Anhaltspunkte erkennbar, dass durch die Änderung des Bebauungsplans eine 

Beeinträchtigung der Belange von Natur und Landschaft zu befürchten ist. Klimaschützende 

Belange sind durch die Änderung ebenfalls nicht berührt. 

 

  

3. Beschreibung des Änderungsbereichs 

 

 

 

 

 

 

 

Der Änderungsbereich umfasst das Flurstück Nr. 35 der Gemarkung Hugstetten. Das Grund-

stück ist als Mischgebietsfläche ausgewiesen und verkehrlich bereits erschlossen. Die Ver- und 

Entsorgung ist durch das bestehende Leitungsnetz gesichert. Die Festsetzung der Art baulicher 

Nutzung bleibt unverändert, es besteht somit keine Notwendigkeit der berechtigenden Anpas-

sung des Flächennutzungsplans. 

  

4. Begründung von Planinhalten und Festsetzungen  

 

4.1 Allgemeine Begründung der bauplanungsrechtlichen Festsetzungen 

 

 Der Bebauungsplan „Ergelacker“, der mit seinen wesentlichen Festsetzungen aus dem Jahr 

1982 stammt, lässt für das innerörtlich gelegene Grundstück nur eine maximale Geschossflä-
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chenzahl von 0,5 zu. Eine solche Geschoßflächenzahl ist für ein zentral im Ort gelegenes 

Grundstück, zudem mit der Nutzungsform Mischgebiet (MI), nach heutigen Maßstäben sehr 

niedrig. Auch die Größe der Baufenster von Hauptnutzung und Garage ist sehr knapp bemes-

sen, gleiches gilt für die Festsetzungen der Traufhöhe, welche die eigentlich mögliche Ausge-

staltung von zwei Vollgeschossen selbst mit Dachgauben oder Wiederkehren verunmöglicht.  

 

4.2 Allgemeine Begründung der örtlichen Bauvorschriften und Festsetzung zur Stellplatzzahl 

gemäß LBO 

 

 Um das Erscheinungsbild des Plangebiets entsprechend der vorhandenen dörflichen Struktur 

erhalten und behutsam weiterzuentwickeln zu können, werden bauordnungsrechtliche Fest-

setzungen gemäß § 74 LBO getroffen. Diese Festsetzungen betreffen im Wesentlichen die 

Gestaltung von Gebäuden und Freiflächen. Die Festsetzungen zur Gestaltung von Dächern 

tragen dem das Ortsbild prägenden geneigten Dach als vorherrschender Bauform Rechnung, 

ermöglichen als bewusst etwas weiter gefasster Rahmen jedoch dem einzelnen Bauherrn aus-

reichend Spielraum, um seine individuellen Vorstellungen umzusetzen.  

 

Die Festsetzung zur erforderlichen Anzahl der Stellplätze (1,5 pro Wohneinheit) wird durch die 

Lage von March im ländlichen Raum sowie durch das Fehlen öffentlicher Stellplätze entlang 

der angrenzenden Straßen erforderlich. In der Regel verfügt jeder Haushalt im Schnitt über 

zwei motorisierte Fahrzeuge.  

 

4.3 Darstellung und Begründung Änderungen im Einzelnen 

  

 

 

Festsetzung  Inhalt der Änderung Begründung der Änderung 

§ 4 / 1. / a) Zahl der Vollge-

schosse 

Redaktionelle Korrektur der 

bisherigen Festsetzung „I + I 

DG“ zu „II“ 

 

Fehlende Rechtsgrundlage für 

die Festsetzung I + D  

§ 4 / 1. / c) 

i.V.m. § 4 / 

2. 

Zulässiges Maß 

der baulichen 

Nutzung 

 

Erhöhung Geschossflächenzahl 

von 0,5 auf 0,8 

 

Bessere Grundstücksausnut-

zung, sparsamer Umgang mit 

Grund und Boden 

§ 6 

 

 

Überbaubare 

Grundstücksfläche 

Verschiebung des südlichen 

Baufensters um 1,1 m nach 

Westen 

 

Bessere Grundstücksausnut-

zung 

§§ 7 bis 9 

 

Festsetzungen zur 

Baugestaltung 

 

Streichung und Neufassung im 

Rahmen örtlicher Bauvor-

schriften 

Fehlende Rechtsgrundlage 

§ 10 / 1. Garagen Entfall Baufenster Garage, 

somit gilt Festsetzung § 10 / 2. 

[Garagen im Rahmen der LBO 

allgemein zulässig] 

 

 

 

 

Die vorhandene Festsetzung 

des Baufensters für Garagen 

erscheint willkürlich, die be-

stehende genehmigte Garage 

ist größer als das Baufenster 

im Bebauungsplan. 
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Festsetzung (örtl. Bauvorschr.) Inhalt der Änderung Begründung der Änderung 

bisher: 

§ 7 / 1. 

neu: 

Örtl. BauV. 

1.1 

Gestaltung der 

Gebäude 

Die Traufhöhe von Wiederkeh-

ren und Dachgauben darf bei 

Einhaltung der Vorgaben nach 

§ 7 / 4. (Breite max. 5 m) die 

festgesetzten höchstzulässigen 

Traufhöhen von 4,00 m bzw. 

6,50 m um bis zu 2,50 m über-

schreiten.  

 

Sicherung der effektiven 

Nutzbarkeit des Obergeschos-

ses als zweites Vollgeschosse, 

dadurch Bessere Grund-

stücksausnutzung, sparsamer 

Umgang mit Grund und Boden

  

 

  

  

  

  

  

  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

March, den 16.07.2018 

 

 

 

 

 

 

 

                                     

                                         

__________________________________________ 

                                                                                            

(Helmut Mursa, Bürgermeister) 

 
 

 

 

 

 

 

 
 

 Keltenstraße 7              77971 Kippenheim 

 T (07825) – 8771975    F (07825) 8771977 

 E-mail:  bauleitplanung@mathis-jaegle.de  

 

(Planverfasser i.A.d. Gemeinde) 
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